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Verordnung zur Änderung der Verordnung zur 
Ausführung der Bundesnotarordnung 

Vom 13. April 2022 

Auf Grund von § 6 Absa tz 2 Satz 4, § 9 Absatz 1 Satz 2, 
§ 25 Absatz 2 Satz 1 und § 112 der Bundesnotarordnung 
in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 
303-1 , veröffentlichten bereinigten Fassung, von denen 
§ 6 Absatz 2 Satz 4 durch Artikel 1 Nummer 4 des Geset­
zes vom 25. Juni 2021 (BGBl. I S. 2154) neu gefasst, § 9 
Absatz 1 Satz 2 zuletzt durch Artikel 1 Nummer 14 
Buchstabe b des Gesetzes vom 25. Juni 2021 (BGBl. I 
S. 2154) geändert, § 25 Absatz 2 Satz 1 zuletzt durch Ar­
tikel 1 Nummer 26 Buchstabe b Doppelbuchstabe aa des 
Gesetzes vom 25. Juni 2021 (BGBl. I S. 2154) geändert 
und § 11 2 durch Artikel 3 Nummer 20 des Gesetzes vom 
30. Juli 2009 (BGBl. I S. 2449) neu gefasst worden ist, 
verordnet die Landesregierung: 

Artikel 1 

§ 1 der Verordnung zur Ausführung der Bundesnotarord­
nung vom 18. Mai 1999 (GV. NRW. S. 208) wird wie folgt 
geändert: 

1. Nummer 1 wird wie folgt gefasst : 

„1. Bestimmungen über die Berechnung der Dauer 
des Anwärterdienstes nach § 6 Absatz 2 der Bun­
desnota rordnung in der im Bundesgesetzblatt Teil 
III , Gliederungsnummer 303-1 , veröffentli chten 
bereinigten Fassung in der jeweils geltenden Fas­
sung zu treffen ," . 

2. In Nummer 3 wird das Wort „h auptberuflichen" ge­
strichen und nach dem Wort „Geschäftsräume" das 
Wort „und" durch ein Komma ersetzt . 

3. In Nummer 4 wird das Wort „Mitarbeiter" durch das 
Wort „Personen" und das Komma am Ende durch das 
Wort „und" ersetzt. 

4. Nach Nummer 4 wird folgende Nummer 5 eingefügt: 

,, 5. die Aufgaben und Befugnisse, die der La ndesj us­
tizverwaltung nach der Bundesnotarordnung zu­
stehen, auf der Landesjustizverwaltung nachge­
ordnete Behörden zu übertragen,". 

5. In dem Satzteil nach Nummer 5 wird das Wort „Jus­
tizministerium" durch di e Wörter „für Justiz zustän­
dige Ministerium" ersetzt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft. 

Düsseldorf, 13. April 2022 
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Die Landesregierung Nordrhein-Westfalen 

Der Ministerpräsident 

Hendrik W ü s t 

Der Minister der Justiz 

Peter B i e s e n b a c h 

- GV. NRW. 2022 S. 543 

Gesetz 
zur Novellierung der nordrhein-westfälischen 

Landesjustizvollzugsgesetze 
Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird: 
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Gesetz 
zur Novellierung der nordrhein-westfälischen 

Landesjustizvollzugsgesetze 

Vom 13. April 2022 

Artikel 1 
Änderung des Strafvollzugsgesetzes 

Nordrhein-Westfalen 

Das Strafvollzugsgesetz Nordrhein-Westfalen vom 13. Ja­
nuar 2015 (GV. NRW. S . 76), das zuletzt durch Artikel 1 
des Gesetzes vom 2. Juli 20 19 (GV. NRW. S . 33 9) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert : 

a) Die Angabe zu § 1 wird wie folgt gefasst : 

,,§ 1 Ziel und Aufgabe des Vollzuges". 

b) Die Angabe zu § 29 wird wie fo lgt gefasst: 

,,§ 29 Beschäftigung, Pflicht zur Ausübung einer 
zugewiesenen Beschäftigung". 

c) Die Angabe zu § 50 wird wie folgt gefasst: 

,,§ 50 Freizeit" . 

d) Die Abgaben zu Abschnitt 22 und den §§ 108 bis 
112 werden durch die folgend en Angaben ersetzt: 

„Abschnitt 22 
Strafarrest 

§ 108 Grundsatz für den Vollzug des Strafarres­
tes 

§ 109 Besondere Bestimmungen für den Vollzug 
des Strafarrestes 

Abschnitt 23 

Kriminologischer Dienst, Schlussbestimmungen 

§ 110 Kriminologischer Dienst 

§ 111 Einschränkung von Grundrechten 

§ 112 Ersetzung und Fortgeltung von Bundes­
recht 

§ 113 Übergangsvorschrift 

§ 114 Inkrafttreten". 

2. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift werden nach dem Wort „Ziel" 
die Wörter „und Aufgabe" eingefügt. 

b) Folgender Sa tz wird angefügt : 

,, Der Vollzug der Freiheitsstrafe hat darüber hin­
aus die Aufgabe, die Allgemeinheit vor weiteren 
Straftaten zu schützen." 

3. In § 2 Absatz 2 Satz 2 wird nach dem Wort „Behin­
derung" das Wort „und" durch ein Komma ersetzt 
und nach dem Wort „Identität " werden die Wörter 
,,sowie die familiären und sozialen Beziehungen" 
eingefügt. 

4. § 6 wird wie folgt geändert: 

a ) Absatz 1 wird aufge hoben. 

b) Die Absätze 2 bis 5 werden die Absätze 1 bi s 4. 

5. § 8 Absatz 2 Satz 2 wird folgt gefasst: 

„Ausnahmen sind nur zulässig, wenn die betroffenen 
Gefangenen einwilligen und die Anwesenheit ande­
rer Gefangener unbedingt erforderlich ist." 

6. § 9 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt gefass t: 

„Bei einer Vollzugsdauer von unter einem Jahr 
kann die Behandlungsuntersuchung auf die Um­
stände beschrä nkt werden , deren Kenntnis für 
angemessene Ma ßnahmen in der verbleibenden 
Haftzeit und für die Entlassungs- und Eingliede­
rungsphase erforderlich sind (Kurzdiagnostik)." 
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b) Folgender Absatz 4 wird angefügt: 

,, (4) Die Behandlungsuntersuchung erstreckt sich 
auch auf die Umstände, deren Kenntnis für die 
Feststellung notwend ig ist, ob die Behandlung 
wä hrend des Vollzuges oder die Eingliederung 
nach der Entlassung durch Angebote, die nur in 
a nderen , auch für den Vollzug der Freiheitsstrafe 
zuständigen Anstalten vorgehalten werden, bes­
ser gefördert werden kann." 

7. § 10 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

a) Sa tz 4 wird wie folgt geändert : 

aa) In dem Satzteil vor Nummer 1 wird das Wort 
„r egelmäßig" durch die Wörter 

,,- je nach Stand des Vollzuges - " ersetzt. 

bb) Nummer 9 wird wie folgt gefasst: 

,, 9. Perspektiven für vollzugsöffnende Maß­
nahmen ,". 

b) Folgender Satz w ird angefügt: 

„Ist eine Kurzdiagnostik erfolgt, beschränkt sich 
auch der Vollzugsplan auf die Umstände , deren 
Kenntnis für angemessene Maßnahmen in der 
verbleibenden Haftzeit und für die Entlassungs­
und Eingliederungsphase erforderlich sind ." 

8. In § 12 Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 Satz 1 werden 
jeweil s die Wörter „mit ihrer Zustimmung" gestri­
chen. 

9. § 14 Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 wird wie folgt ge­
fasst: 

,,3. dies aus Gründen der Anstaltsorganisation er­
forderlich ist, wobei der Zeitraum der gemeinsa­
men Unterbringung für die einzelnen Gefange­
nen vier Monate nicht überschreiten soll ," . 

10. § 15 wird wie folgt geä ndert: 

a) In Absatz 1 Satz 2 wird der Punkt am Ende 
durch die Wörter ,,, soweit die Gefangenen für 
Reinigung, Instandhaltung und regelmäßigen 
Wechsel auf eigene Kosten sorgen." ersetzt. 

b) In Absatz 2 Satz 2 wird nach dem Wort „der" das 
Wort „jeweiligen" und nach dem Wort „deren" 
das Wort „jeweiliger" eingefügt. 

11. In § 19 Absatz 2 Satz 3 wird nach den Wörtern „na­
mentlich der" das Wort „Besuchstage," ei ngefügt. 

12. § 26 Absatz 4 Satz 1 wird wie folgt geä ndert: 

a ) In Nummer 15 wird nach dem Wort „Präventi­
onsmechanismen" das Wort „und" durch ein 
Komma ersetzt. 

b) In Nummer 16 wird das Komma durch das Wort 
,,und" ersetzt . 

c) Nach Nummer 16 wird folgende Nummer 17 ein­
gefü gt: 

„17. der oder dem Beauftragten für den Opferschutz 
des Landes Nordrhein-Westfalen,". 

13 . In § 27 Satz 1 wird nach dem Wort „hierdurch" das 
Wort „weder" eingefügt, das Wort „oder" durch das 
Wort „noch" ersetzt und das Wort „nicht" gestrichen. 

14. § 29 wird wie folgt geä ndert : 

a) In der Überschrift wird das Wort „Arbeitspflicht " 
durch die Wörter „Pflicht zur Ausübung einer zu­
gewiesenen Beschäftigung" ersetzt. 

b) In Absatz 1 Satz 1 wird das Wort „sowie" durch 
ein Komma ersetzt und werden nach dem Wort 
,, Bildung" die Wörter „sowie sonstige Tä tigkei­
ten" eingefügt. 

c) Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefügt: 

,, Sind sie auch hierzu nicht in der Lage, kann ih­
nen eine sonstige Tä tigkeit zugewiesen werden , 
die ihre Fähigkeiten und Entwicklung fördert." 

d) Dem Absatz 3 wird fo lgender Sa tz angefügt: 

,,Absatz 2 Satz 1 g ilt entsprechend." 

e) In Absa tz 4 werden nach dem Wort „Beschäfti­
gung'' die Wörter „oder Hilfstä tigkeit" eingefügt. 

f) Absatz 5 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„An Sonntagen und gesetzlichen Feiertagen 
sowie an Samstagen ruhen Beschäftigung 
und Hilfstä tigkeiten , soweit diese nicht un­
aufschiebbar sind ." 

bb) In Satz 2 wird das Wort „Arbeit" durch die 
Wörter „Beschäftigung oder von der Hilfstä­
tigkeit" ersetzt. 

cc) Folgender Satz wird angefügt: 

„Die Vorschriften über die Gestaltung des 
Arbeitsplatzes und über das Bestehen von 
Beschäftigungsverboten nach dem Mutter­
schutzgesetz vom 23. Mai 2017 (BGB!. I 
S. 1228) in der jeweils geltenden Fassung gel­
ten entsprechend." 

15. In § 30 Absatz 3 wird das Wort „enthalten" durch 
das Wort „sollen" ersetzt und nach dem Wort „Inhaf­
tierung" das Wort „enthalten" eingefügt. 

16. § 32 wird wie folgt geändert: 

a) In Absa tz 1 Satz 1 wird das Wort „Arbeit" durch 
das Wort „Beschäftigung" ersetzt, d as Wort „ein" 
gestrichen , werden nach dem Wort „Arbeitsent­
gelt " die Wörter „oder Ausbildungsbeihilfe (Ver­
gütung)" eingefügt , wird das Wort „welches" 
durch das Wort „welche" und das Wort „wird" 
durch das Wort „werden" ersetzt. 

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

,, (2) Ausbildungsbeihilfe wird nur gewährt , so­
weit den an einer schulischen oder beruflichen 
Orientierungs-, Aus- und Weiterbildungsmaß­
nahme teilnehmenden Gefangenen keine Leis­
tungen zum Lebensunterhalt zustehen , die nicht 
inhaftierten Personen aus solchem Anlass ge­
währt werden ." 

c) In Absa tz 3 werden nach dem Wort „teilnehmen" 
die Wörter „oder eine sonstige Tätigkeit ausüben" 
eingefügt. 

d) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Wörter „Arbeitsentgelt 
und Ausbildungsbeihilfe können" durch die 
Wörter „Die Vergütung kann" er setzt. 

bb) In Satz 3 wird das Wort „Justizministerium" 
durch die Wörter „für Justiz zuständige Mi­
nisterium" ersetzt. 

e) Absatz 5 wird wie folgt geändert: 

aa) Die Wörter „der Gefangenen an dem Beitrag 
entsprechen würde, wenn sie diese Vergütung 
als Arbeitnehmer erhielten" werden durch 
die Wörter „einer Arbeitnehmerin oder eines 
Arbeitnehmers entspricht" ersetzt . 

bb) Folgende Sätze werden angefügt: 

,,Nehmen Gefangene an arbei tstherapeu­
tischen Maßnahmen teil , wird der Beitrag 
von ihnen erst ab dem Zeitpunkt des Ein­
tritts in die Werkphase einbehalten. Üben sie 
eine sonstige Tätigkeit a us, wird kein Betrag 
einbehalten." 

17. § 33 wird wie fo lgt geändert: 

a) Dem Absa tz 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Der Anspruch auf Freistellung verfällt , wenn die 
Freistellung nicht innerhalb eines Jahres nach 
seiner Entstehung in Anspruch genommen 
wurde." 

b) In Absatz 2 Satz 1 werden die Wörter „von der 
Arbeitspflicht" gestrichen. 

c) Dem Absa tz 4 wird folgender Satz angefügt: 

„Eine Abgeltung nicht verfallener und nicht in 
Anspruch genommener Freistellungstage find et 
nicht statt." 
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d) In Absatz 5 Satz 1 werden nach dem Wort „Maß­
nahmen" di e Wörter ,,, sonstige Tä tigkeiten" ein­
gefü gt. 

18. § 34 wird wie folgt geä ndert: 

a ) Absatz 1 w ird w ie fo lgt geändert : 

aa) In Satz 1 Nummer 1 werden d ie Wörter „von 
der Arbeitspflicht " gestr ichen . 

bb) In Sa tz 4 wird das Wort „Ar beitspflicht" 
durch die Wörter „Verpflic htung, eine zuge­
wiesene Beschäftigung a uszuüben," er setzt . 

b) Absatz 2 wird wie folgt geänd ert: 

aa) In Nummer 4 wird das Wort „oder" durch ein 
Komma ersetzt. 

bb) In Nummer 5 wird der Punkt am Ende durch 
das Wort „oder" ersetzt. 

cc) Folgende Nummer 6 wird angefü gt: 

,, 6. wenn nach Übertragung der Vollstre­
ckung der Freiheitsst rafe a uf einen ande­
ren Staat die Uberstellung ins Ausland 
erfolgt ist ." 

c) Dem Absatz 3 wird folgender Satz angefügt : 

,,.Im Falle des Absatzes 2 Nummer 6 steht d ie 
Uberstellung der Entlassung gleich ." 

d) Dem Wortlaut des Absatzes 4 wird folgender Sa tz 
vorangestellt: 

„Auf Gefa ngene , die an arbeitstherapeutischen 
Maßnahmen teilnehmen oder eine sonstige Tätig­
keit ausüben , sind die Absä tze 1 b is 3 nicht an­
wendbar." 

19. In § 36 Absa tz 2 werden nach dem Wor t „Beschäfti­
gungsverhä ltnisses," die Wörter „den Bezügen" und 
nach dem Wort „oder " das Wort „aus" eingefügt . 

20. In § 39 Absatz 2 Satz 4 wird das Wort „Ihnen" durch 
die Wörter „In den Fällen der Sä tze 2 und 3" ersetzt 
und werden nach dem Wort „ist " die Wörter „den 
Gefangenen" eingefügt. 

21. In § 50 werden in der Überschrift die Wörter „Ge­
staltung der" gestrichen . 

22 . § 53 wird wie fo lgt geä ndert : 

a ) In Absatz 1 Satz 1 wird nach dem Wort „dass" 
das Wort „weder" eingefügt , nach dem Wort 
,, F reiheitsstrafe" das Wort „nicht" gestrichen , 
das Wor t „oder " durch das Wort „noch" ersetzt 
und n ach dem Wort „Ma ßnahmen" das Wort 
,,nicht" gestri chen . 

b) In Absatz 7 Satz 2 wird nach dem Wor t „dies" 
das Wort „weder " eingefügt, das Wort „oder" 
durch das Wort „noch" ersetzt und das Wort 
,, nicht" gest richen. 

23. In § 56 Absatz 2 Satz 1 wird der Punkt am Ende 
durch die Wörter ,, , wenn die An stalt erwägt , voll­
zugsöffnende Maßnahmen nach § 53 Absatz 2 Num­
mer 2 bis 4 zu gewähren." ersetzt. 

24. In § 58 Absa tz 3 Sa tz 2 werden d ie Wörter „die Ko­
ordina tio_n der Entlassungsplanung" durch die Wör­
ter „das Ubergangsmanagement" ersetzt. 

25. Dem § 60 Absatz 4 wird folgender Sa tz angefügt : 

,,§ 10 Absatz 1 Satz 5 gilt entsprechend ." 

26. § 63 Absa tz 1 wird wie folgt geä ndert: 

a ) Nach Sa tz 2 wird folgender Sa tz eingefügt : 

„Darüber hinaus kann der Zugang einer Person 
zu einer Anstalt aus Gründen der Sicherheit oder 
Ordnung von ihrer Durchsuchung abhängig ge­
macht werden." 

b) Im neuen Sa tz 4 wird nach dem Wort „ist " das 
Wort „zudem" eingefügt. 

27. In § 64 Absa tz 2 Sa tz 1 wird nach dem Wort „hier­
durch" das Wort „weder " eingefügt , nach dem Wort 
„Sicherheit" das Wort „oder " durch die Wörter 
,, noch die" er setzt und das Wort „nicht" gestrichen. 

28 . § 65 wird wie fo lgt geändert: 

a ) Nach Absa tz 1 wird folgender Absatz 2 eingefügt: 

,, (2) Bei Gefangenen , die die Mitwirkung an der 
Durchführu ng einer nach Absatz 1 Satz 1 ange­
ordneten Kontrolle verweigern , ist in der Regel 
davon auszugehen , dass Suchtmittelfre iheit nicht 
gegeben ist." 

b) Der b isherige Absa tz 2 wird Absatz 3. 

29. § 70 wird wie fo lgt geändert: 

a ) In Absatz 6 we rden die Wörter „Eine ununterbro­
chene Beobachtung von Gefangenen mit techni­
schen Hilfsmitteln in Hafträ umen, die dem Auf­
enthalt bei Tag und bei Nacht di enen, nach § 69 
Absatz 2 Nummer 4 sowie besondere" durch das 
Wort „Besondere" ersetzt . 

b) In Absatz 7 Sa tz 2 wird der Punkt am Ende 
durch di e Wörter ,,; bei einer intensivmedizini­
schen Beha ndlung genügt die ständige Überwa­
chung der Gefangenen mittels technischer Ge­
rä te, wenn zur Abwendung der mit der Fixierung 
verbundenen Gesundheitsgefahren eine Sitzwa­
che nicht erforderlich ist." ersetzt. 

30. In § 81 Absa tz 2 Satz 3 werden die Wörter „auf dem 
Weg in eine andere Ansta lt" durch die Wörter ,,, die 
während der Verlegung in eine a ndere Vollzugsan­
st alt begangen wird," ersetzt . 

31. In § 86 Absatz 2 Sa tz 2 werden die Wörter „in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 20. Juni 2002 
(BGBl. I S . 23 18) in der jeweils geltenden Fassung" 
gestr ichen. 

32 . In § 87 Absatz 3 wird das Wort „ka nn" durch das 
Wort „soll" ersetzt . 

33. § 92 wird wie fo lgt geändert : 

a) Nach Absatz 3 wird fo lgender Absatz 4 eingefügt: 

,, (4)Nehmen Gefangene während der Zeit der 
Beschäftigung an psychiatr ischen, psychother a ­
peutischen oder sozialtherapeutischen Behand­
lungsmaßnahmen oder anderen Einzel- oder 
Gruppenbeha ndlungsmaßnahmen entsprechend 
§ 10 Absatz 1 Sa tz 2 Nummer 1 und 2 des Siche­
rungsverwahrungsvollzugsgesetzes Nordrhein -
Westfa len teil , erha lten sie für di e Dauer des Aus­
fa lls der Beschäftigung eine En tschädigung in 
Höhe des ihnen dadurch entgehenden Arbeitsent­
gelts oder der ihnen da durch entgehenden Aus­
bildungsbeihilfe . Da bei ist die durchschnittliche 
Vergütung der letzten drei Mona te zugrunde zu 
legen." 

b) Die bisherigen Absätze 4 bis 7 werden die Ab­
sätze 5 bis 8. 

34. § 93 wird wie fo lgt geä ndert: 

a ) Absatz 2 wird wie fo lgt gefasst : 

,, (2) Für den Vollzug der Freiheitsstrafe sind 
Haftplätze in verschiedenen Anstalten oder Ab­
teilungen vorzusehen, die eine dem Vollzugsziel 
entsprechende Behandlungsdifferenzierung er­
möglichen. Da bei ist sicherzustellen , dass in den 
einzelnen Anstalten unter Berücksichtigung der 
jeweiligen Vollstreckungszuständigkeit Behand­
lungsmaßnahmen zum Erwerb sozialer Kompe­
tenzen , therapeutische Angebote, schulische För­
derung, die Vermittlung beruflicher Fähigkeiten 
und Qualifi ka ti onen, Motiva tions- und Bera­
tungsangebote für Suchtkranke sowie Schuldner­
beratung angeboten werden. Die Aufsichts­
behörde legt für die Behandlungsa ngebote die 
Rahmenbedingungen und die zu beachtenden 
Standards fest . Sie sichert gemeinsam mit den 
Anstalten die Qualitä t der Behandlungsangebote 
und entwickelt diese auf Grundlage der wissen­
schaftlichen Erkenntnisse und unter Berücksich­
tigung der landesweiten Bedarfe fort . Dabei 
greift sie auf die Erkenntnisse der Begleit­
forschung des Kriminologischen Dienstes zu­
rück." 

b) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 eingefügt: 
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,,(3) Neben Anstalten des geschlossenen Vollzuges 
sind solche des offenen Vollzuges einzurichten; in 
Anstalten des geschlossenen Vollzuges können 
Abteilungen des offenen Vollzuges eingerichtet 
werden." 

c) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4 und ihm 
wird folgender Satz angefügt: 

,, Insbesondere ist im Rahmen der baulichen Ge­
gebenheiten für eine kindgerechte Ausgestaltung 
der Besuchsräume und Wartebereiche zu sorgen." 

d) Die bisherigen Absätze 4 und 5 werden die Ab­
sä tze 5 und 6. 

35. § 99 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz l wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird das Wort „ist" durch das Wort 
„soll" und das Wort „sicherzustellen" durch 
die Wörter „sichergestellt werden" ersetzt. 

bb) Satz 2 wird aufgehoben. 

b) In Absatz 2 werden die Wörter „im Sinne des 
Krankenpflegegesetzes vom 16. Juli 2003 (BGB!. I 
S. 1442) in der jeweils geltenden Fassung" durch 
die Wörter „oder Pflegefachkräften" ersetzt. 

36. § 104 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 2 werden die Wörter „welche Gefan­
genen zunächst einer Einweisungsanstalt 
oder Einweisungsabteilung zuzuführen sind 
und" gestrichen. 

bb) Folgender Satz wird angefügt: 

,,Zudem sieht der Vollstreckungsplan vor, 
welche Gefangenen zunächst einer Einwei­
sungsanstalt oder Einweisungsabteilung zu­
zuführen sind." 

b) Folgender Absatz 3 wird angefügt: 

,,(3) Im Rahmen des Einweisungsverfahrens wer­
den die Persönlichkeit und die Lebensumstände 
der Gefangenen erforscht. Auf der Grundlage 
dieser Behandlungsuntersuchung erfolgt die Ein­
weisung der Gefangenen in eine bestimmte Jus­
tizvollzugsanstalt. Die Einweisungsentscheidung 
berücksichtigt, in welcher Einrichtung der Per­
sönlichkeit der Gefangenen und ihren Behand­
lungsbedürfnissen am ehesten entsprochen wer­
den kann." 

37. Nach § 107 wird folgender Abschnitt 22 eingefügt: 

„Abschnitt 22 

Strafarrest 

§ 108 

Grundsatz für den Vollzug des S trafarrestes 

Für den Vollzug des Strafarrestes in Justizvollzugs­
anstalten gelten die Bestimmungen der §§ 1 bis 87 
entsprechend, soweit § 109 nichts Abweichendes be­
stimmt. § 39 findet nur in den Fällen der Ausübung 
einer in§ 31 erwähnten Beschäftigung Anwendung. 

§ 109 

Besondere Bestimmungen für den Vollzug 
des Strafarrestes 

(1) Eine gemeinsame Unterbringung ist nur mit Ein­
willigu ng der Strafarrestantinnen und Strafarres­
tanten zulässig. Dies gilt nicht, wenn Strafarrest in 
Unterbrechung einer Strafhaft oder einer Unter­
bringung im Vollzug einer freiheitsentziehenden 
Maßregel der Besserung und Sicherung vollzogen 
wird. 

(2) Den Strafarrestantinnen und Strafarrestanten 
soll gestattet werden, einmal wöchentlich Besuch zu 
empfangen. 

(3) Besuche und Schriftwechsel dürfen nur unter­
sagt oder überwacht werden , wenn dies aus Gründen 

der Sicherheit oder Ordnung der Anstalt notwendig 
ist. 

(4) Die Strafarrestantinnen und Strafarrestanten 
dürfen eigene Kleidung und eigene Bettwäsche be­
nutzen, wenn Gründe der Sicherheit nicht entgegen­
stehen und sie für Reinigung, Instandhaltung sowie 
regelmäßigen Wechsel auf eigene Kosten sorgen. 

(5) Die Strafarrestantinnen und Strafarrestanten 
dürfen Waren in angemessenem Umfang durch Ver­
mittlung der Anstalt auf eigene Kosten erwerben." 

38. Der bisherige Abschnitt 22 wird Abschnitt 23. 

39. Der bisherige § 108 wird § 110 und wie folgt geän­
dert: 

a) In Absatz 1 wird das Wort „kriminologischen" 
durch das Wort „Kriminologischen" ersetzt. 

b) Nach Absatz 2 Satz 1 werden die folgenden Sätze 
eingefügt: 

„Der Kriminologische Dienst erhebt den Bestand 
der vollzuglichen Behandlungsmaßnahmen. Diese 
Erhebung wird den Anstalten in regelmäßigen 
Abständen zur Verfügung gestellt." 

40 . Der bisherige§ 109 wird§ 111. 

41. Der bisherige § 110 wird § 112 und wie folgt geän­
dert: 

a) In Nummer 7 wird das Komma durch das Wort 
,,und" ersetzt. 

b) Nummer 8 wird aufgehoben . 

c) Nummer 9 wird Nummer 8. 

42 . Der bisherige § 111 wird § 113 und nach dem Wort 
,, Absatz" wird die Angabe „3" durch die Angabe „4" 
ersetzt. 

43. Der bisherige § 112 wird § 114 und wie folgt geän­
dert: 
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a) In der Überschrift wird das Wort ,,, Berichts­
pflicht" gestrichen. 

b) Die Absatzbezeichnung ,,(l) " wird gestrichen. 

c) Absatz 2 wird aufgehoben . 

Artikel 2 
Änderung des Jugendstrafvollzugsgesetzes 

Nordrhein-Westfalen 

Das Jugendstrafvollzugsgesetz Nordrhein-Westfalen vom 
7. April 2017 (GV. NRW. S . 511), das zuletzt durch Arti­
kel 6 des Gesetzes vom 2. Juli 2019 (GV. NRW. S . 339) ge­
ändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Die Anga be zu § 2 wird wie fo lgt gefasst: 

,,§ 2 Ziel und Aufgabe des Vollzuges". 

b) Die Angabe zu § 39 wird wie folgt gefasst: 

,,§ 39 Freizeit". 

2. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift wird das Wort „Vollzugsziel" 
durch die Wörter „Ziel und Aufgabe des Vollzu­
ges" ersetzt. 

b) In Satz 1 wird der Punkt am Ende durch die Wör­
ter ,,, und hat darüber hinaus die Aufgabe, die 
Allgemeinheit vor weiteren Straftaten zu schüt­
zen." ersetzt. 

3. In § 3 Absatz 3 Satz 2 wird nach Wort „Behinde­
rung" das Wort „u nd" durch ein Komma ersetzt und 
nach dem Wort „Identität" werden die Wörter „sowie 
die familiären und sozialen Beziehungen ," eingefügt. 

4. § 7 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird aufgehoben. 

b) Die Absätze 2 bis 5 werden die Absätze 1 bis 4. 

5. § 9 Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 
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„Ausnahmen sind nur zulässig, wenn die betroffenen 
Gefangenen einwilligen und die Anwesenheit ande­
rer Gefangener unbedingt erforderlich ist." 

6. § 12 Absatz 2 wird wie fo lgt geändert: 

7. 

8. 

9. 

a) dem Satzteil vor Nummer 1 werden die Wörter 
,, je nach Stand des Vollzuges Angaben insbeson­
dere zu folgenden Bereichen" durch die Wörter ,,­
je nach Stand des Vollzuges - folgende Angaben" 
ersetzt . 

b) Nummer 7 wird wie folgt gefasst: 

,, 7. Perspektiven für vollzugsöffnende Maßnah­
men,". 

In § 15 Absatz 7 Satz 2 werden nach dem Wort 
„Nordrhein-Westfalen" die Wörter „vom 13. Januar 
2015 (GV. NRW. S . 76) in der jeweils geltenden Fas­
sung" eingefügt. 

~ 17 Absatz 1 Satz 2 Nummer 4 wird wie folgt ge­
fasst : 

,,4. dies aus Gründen der Anstaltsorganisation erfor­
derlich ist, wobei der Zeitraum der gemeinsamen 
Unterbringung für die einzelnen Gefangenen vier 
Monate nicht überschreiten soll, oder". 

§ 19 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 2 wird das Wort „und" durch ein 
Komma ersetzt und werden nach dem Wort „In­
standhaltung" die Wörter „und regelmäßigen 
Wechsel" eingefügt. 

b) In Absatz 2 Satz 2 wird nach dem Wort „der" das 
Wort „jeweiligen" und nach dem Wort „deren" 
das Wort „jeweiliger" eingefügt. 

10. In § 23 Absatz 2 Satz 4 wird nach den Wörtern „na­
mentlich der" das Wort „Besuchstage," e ingefügt. 

11. § 29 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

,, (2) Hinsichtlich der Beschäftigung der Gefange­
nen gilt § 29 des Strafvollzugsgesetzes Nord­
rhein-Westfalen mit der Maßgabe entsprechend, 
dass die Gefa ngenen während der Arbeitszeit 
vorrangig zur Teilnahme an schulischen und be­
ruflichen Orientierungs-, Aus- und Weiterbil­
dungsmaßnahmen oder speziellen Maßnahmen 
zur Förderung ihrer schulischen, beruflichen oder 
persönlichen Entwicklung verpflichtet sind. Die 
Regelungen des Jugendarbeitsschutzgesetzes vom 
12. April 1976 (BGBl. I S. 965) in der jeweils gel­
tenden Fassung gelten entsprechend." 

b) In Absatz 3 wird das Wort „enthalten" durch das 
Wort „sollen" ersetzt und nach dem Wort „Inhaf­
tierung" das Wort „enthalten" eingefügt. 

c) Absatz 5 wird aufgehoben. 

12. § 30 wird wie folgt gefasst: 

,, § 30 

Vergütung 

Die Regelungen des Strafvollzugsgesetzes Nord­
rhein-Westfalen zur Vergütung der Gefangenen 
(§ 32) gelten entsprechend." 

13 . § 32 wird wie folgt gefasst : 

,, § 32 

Anerkennung von Bildung und Arbeit , 
Ausgleichsentschädigung 

Die Regelungen des Strafvollzugsgesetzes Nord­
rhein-Westfalen zur Anerkennung von Arbeit und 
Bildung sowie zur Ausgleichsentschädigung (§ 34) 
gelten entsprechend." 

14. § 39 wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift werden die Wörter ,,, Förde­
rung der Kreativität" gestrichen. 

b) Nach Absatz 1 Satz 1 wird folgender Satz einge­
fügt : 

,,Ihnen ist wöchentlich d ie Teilnahme an angelei­
teten Freizeitangeboten zu ermöglichen." 

c) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

,,(2) Dem aktuellen Stand der Wissensch aft ent­
sprechende, vielfältige Freizeitmaßnahmen auch 
zur Förderung der Kreativität im Rahmen kultu­
reller Formen sind anzubieten, um Kompetenzen 
der Gefangenen insbesondere durch informelles 
Lernen zu entwickeln und zu stärken." 

15. § 42 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 wird nach dem Wort „dass" 
das Wort „weder" eingefügt, nach dem Wort 
„Strafe" das Wort „nicht" gestrichen, das Wort 
„oder" durch das Wort „noch" ersetzt und nach 
dem Wort „Maßnahmen" das Wort „nicht" gestri­
chen. 

b) In Absatz 8 Satz 2 wird nach dem Wort „dies" 
das Wort „weder" eingefügt, das Wort „oder" 
durch das Wort „noch" ersetzt und das Wort 
,,nicht" gestrichen. 

16. § 49 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Satz 2 wird folgender Satz eingefügt: 

„Der Zugang einer Person zu einer Anstalt kann 
aus Gründen der Sicherheit oder Ordnung von 
ihrer Durchsuchung abhängig gemacht werden." 

b) Im neuen Satz 4 wird nach dem Wort „ist" das 
Wort „z udem" eingefügt. 

17. In § 55 Absatz 2 Satz 3 werden die Wörter „auf dem 
Weg in eine andere Anstalt" durch die Wörter ,,, die 
während der Verlegung in eine andere Vollzugsan­
stalt begangen wird," ersetzt. 

18. Dem § 59 Absatz 3 wird folgender Satz angefügt: 

,,Insbesondere ist im Rahmen der baulichen Gege­
benheiten für eine kindgerechte Ausgestaltung der 
Besuchsräume und Wartebereiche zu sorgen." 

19. § 65 wird wie folgt geändert: 
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a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird das Wort „ist" durch das Wort 
„soll" und das Wort „sicherzustellen" durch 
die Wörter „sichergestellt werden" ersetzt. 

bb) Satz 2 wird aufgehoben. 

b) In Absatz 2 werden die Wörter „im Sinne des 
Krankenpflegegesetzes vom 16. Juli 2003 (BGBl. I 
S. 1442) in der jeweils geltenden Fassung" durch 
di e Wörter „oder Pflegefachkräften" ersetzt. 

Artikel 3 
Änderung des Jugendarrestvollzugsgesetzes 

Nordrhein-Westfa len 

Das Jugendarrestvollzugsgesetz Nordrhein-Westfalen 
vom 30. April 2013 (GV. NRW. S . 203), das zuletzt durch 
Artikel 5 des Gesetzes vom 1. Dezember 2021 (GV. NRW. 
S. 1353) geändert worden ist , wird wie folgt geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Die Angabe zu§ 30 wird wie folgt gefasst: 

,,§ 30 Bedienstete". 

b) Die Angabe zu§ 38 wird wie folgt gefasst: 

,,§ 38 Inkrafttreten". 

2. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 eingefügt: 

,, (2) Der Vollzug des Jugendarrestes nach § 16a 
des Jugendgerichtsgesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 11. Dezember 1974 
(BGBl. I S. 3427) , das zuletzt durch Artikel 21 des 
Gesetzes vom 25. Juni 2021 (BGBl. I S . 2099) ge­
ändert worden ist, dient auch der Vorbereitung 
der Bewährungszeit." 

b) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3. 
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3. In § 4 Absa tz 2 Satz 1 werden die Wörter „in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 11. Dezember 
1974 (BGBl. I S. 3427), das zuletzt durch Artikel 4 
des Gesetzes vom 27. August 2017 (BGBl. I S. 3295) 
geändert worden ist," gestrichen. 

4. § 9 Absatz 1 wird wie folgt geä ndert : 

a) Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt : 

,, In Fällen , in denen Jugendarres t neben Jugend­
strafe vollstreckt wird , soll den Jugendlichen 
auch eine Kontaktaufnahme mit der zuständigen 
Fachkraft des ambulanten Sozialen Dienstes er­
möglicht werden." 

b) In dem neuen Satz 3 werden di e Wörter „Dazu 
sollen" gestrichen , wird nach dem Wort „Infor­
mationsveranstaltungen" das Wort „sollen" ein­
gefügt, das Wort „sie" gestrichen und werden 
nach dem Wort „sich" die Wörter „die Jugendli­
chen" eingefü gt . 

c) Folgender Satz wird angefügt: 

„Die Vermittlung in nachsorgende Maßnahmen 
umfasst Möglichkeiten einer nachgehenden Be­
treuung unter Mitwirkung von Bedi ensteten." 

5. § 16 Absatz 2 wird wie folgt geä ndert : 

a) Das Wort „und" wird durch ein Komma ersetzt. 

b) Nach der Angabe „25" wird die Angabe „und 26" 
eingefügt. 

6. § 24 Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt geä ndert: 

a) In Nummer 4 wird das Wort „und" durch ein 
Komma ersetzt. 

b) In Nummer 5 wird der Punkt am E nde durch das 
Wort „und" ersetzt. 

c) Folgende Nummer 6 wird angefügt: 

,, 6. des festgestellten weiteren U nterstützungs­
beda rfs." 

7. § 26 Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

,,(1) Jugendarrest wird in Jugendarres ta nstalten , 
Freizeitarrest kann auch in Freizeitarresträumen 
vollzogen werden." 

8. § 30 wird wie folgt geändert : 

a) In der Überschrift wird das Wort „Vollzugsbe­
dienstete" durch das Wort „Bedienstete" ersetzt . 

b) Absa tz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz l werden die Wörter „und mit der für 
die Arbeit im Jugendarrestvollzug notwendi­
gen Qualifikation" gestrichen. 

bb) Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Die Bediensteten sollen mit der Behandlung 
von Jugendlichen nur betraut werden, wenn 
sie für den Umgang mit junge n Menschen be­
sonders geeignet sind und über pädagogische 
Kenntnisse für die Arbeit im Jugendarrest­
vollzug verfügen." 

cc) Folgender Satz wird angefügt : 

„Die Bedi ensteten werden fortgebildet und 
erhalten Praxisberatung und -begleitung so­
wie Gelegen heit zur Supervision." 

c) In Absatz 2 werden die Wörter „den Arrestein­
richtungen" durch das Wort „Jugendarrestanstal­
ten" ersetzt und wird nach dem Wort „sozialpäd­
agogischen" das Wort ,,, pädagogischen" einge­
fügt . 

9. § 36 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 wird die Angabe „23" durch die Angabe 
,,§ 23 " und die Angabe „24" durch die Angabe 
,,§ 24" ersetzt. 

b) Folgender Satz wird angefügt: 

„Kurzpädagogische Maßnahmen sind auch im 
Freizeit- und Kurzarrest zu berücksichtigen und 

den Jugendlichen bi s zur Entlassung die erfor­
derlichen Kontakte zu nachsorgenden Einrich­
tungen zu benennen." 

10. § 38 wird wie folgt geä ndert: 
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a ) In der Überschrift wird das Wort ,,, Berichts­
pflicht" gestrichen. 

b) Die Absatzbezeichnung ,, (1) " wird gestrichen. 

c) Absatz 2 wird aufgehoben. 

Artikel 4 
Änderung des Sicherungsverwahrungsvollzugsgesetzes 

Nordrhein-Westfalen 

Das Sicherungsverwahrungsvollzugsgesetz Nordrhein­
Westfalen vom 30 . Apri l 2013 (GV. NRW. S. 212) , das zu­
letzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 1. Dezember 202 1 
(GV. NRW. S. 1353) geändert worden ist , wird wie fo lgt 
geändert : 

1. In der Inhaltsübersicht wird die Angabe zu § 102 
wie folgt gefasst: 

,,§ 102 Inkrafttreten, Außerkrafttreten". 

2. In § 2 Absatz 4 wird nach dem Wort „Geschlecht" 
das Wort „und" durch ein Komma ersetzt und nach 
dem Wort „Herkunft" die Wörter „sowie die fam iliä ­
ren und sozia len Beziehungen" eingefügt. 

3. § 21 wird wie folgt geändert : 

a ) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 eingefügt: 

,, (2) Ein fam iliengerechter Umgang zum Wohl 
der minderjährigen Kinder ist zu gestatten. Bei 
der Ausgestaltung der Besuchsmöglichkeiten , na­
mentlich d er Besuchstage, Besuchszeiten und der 
Rahmenbedingungen der Besuche, sind die Be­
dürfnisse der minderjährigen Kinder der Unter­
gebrachten zu berücksichtigen." 

b) Die bisherigen Absätze 2 bis 5 werden die Ab­
sätze 3 bis 6. 

4 . § 28 wird wie folgt geä ndert: 

a ) In Absatz 3 Satz 3 wird die Angabe „Nummer 1" 
durch die Angabe „Nummer 2" ersetzt. 

b) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

aa ) Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aaa) In Nummer 15 wird nach dem Wort 
„Präventionsmechanismen" das Wort 
,,und" durch ein Komma ersetzt. 

bbb) In Nummer 16 wird das Komma am 
Ende durch das Wort „und" er setzt. 

ccc) Nach N ummer 16 wird folgende Num­
mer 1 7 eingefügt: 

„17. der oder dem Beauftragten für den 
Opferschutz des Landes Nord­
rhein-Westfalen,". 

bb) Folgender Satz wird angefügt: 

„Die Sätze l und 2 gelten entsprechend für 
den Schriftwechsel zur Ausübung des Wahl­
rechts." 

5. § 31 wird wie folgt geä ndert : 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert : 

aa ) Satz 1 wird aufgehoben. 

bb) In dem neuen Satz 1 wird das Wort „sowie" 
durch ein Komma ersetzt und werden nach 
dem Wort „Bildung" die Wörter „sowie sons­
tige Tätigkeiten" eingefügt. 

b) Folgender Absatz 5 wird angefügt: 

,, (5) § 29 Absatz 5 des Strafvollzugsgesetzes 
Nordrhein-Westfalen gilt entsprechend ." 

6. § 32 wird wie folgt gefasst: 
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,,§ 32 

Vergütung 

Die Regelungen des Strafvollzugsgesetzes Nord­
rhein-Westfalen zur Vergütung der Gefa ngenen 
(§ 32) gelten für Untergebrachte mit der Maßgabe 
en tsprechend , dass di e Vergütung mit 16 Prozent der 
Bezugsgröße nach § 18 des Vi erten Buches Sozialge­
setzbuch - Gemeinsame Vorschriften fü r die Sozial­
versicherung - in der Fassu ng der Bekanntmachung 
vom 12. November 20 09 (BGB!. I S. 37 10 , 3973; 2011 
I S. 363) in der jeweils geltenden Fassung bemessen 
wird." 

7. Dem§ 33 Absatz 3 wird fo lgender Satz angefügt: 

,,Eine Abgeltung nicht verfallener und nicht in An­
spruch genommener Freistellungstage findet nicht 
statt ." 

8. In § 36 Absa tz 2 wird das Wort „oder" durch di e 
Wörter ,,, den Bezügen" ersetzt und nach dem Wort 
„Selbstbeschäftigung " werden die Wörter „oder aus 
anderen regelmäßigen Einkünften" eingefügt. 

9. In § 53 Absatz 3 Satz 1 wird das Wort „sind" durch 
das Wort „ist" und werden die Wörter „mindestens 
vier Mal im Vollstreckungsjahr Ausführungen" durch 
die Wörter „innerhalb des Vollstreckungsjahres min­
destens viertelj ä hrlich eine Ausführung" ersetzt. 

10. In § 61 Absatz 4 Satz 3 wird die Angabe „Absatz 4" 
durch die Angabe „Absatz 5" ersetzt. 

11. § 62 Absatz 2 wird wie fo lgt geä ndert: 

a) Dem Wortla ut wird folgend er Satz vorangestellt: 

„Der Zugang einer Person zu einer Einrichtung 
kann aus Gründen der S icherheit oder Ordnung 
von ihrer Durchsuchung a bhängig gemacht wer­
den." 

b) In dem neuen Satz 2 wird nach dem Wort „ist " 
das Wort „zudem" eingefügt. 

12. In § 64 Absatz 2 Satz 1 w ird nach dem Wort „hier­
durch" das Wort weder" e ingefügt das Wort oder" 
durch die Wörte/ ,,noch die" ersetzt und da~ Wort 
,, ni cht" gestrichen . 

13. § 65 wird wie folgt geändert: 

a) Der Wortlaut wird Absatz 1. 

b) Folgende Absätze 2 und 3 werden a ngefügt : 

,,(2) Bei Unterge brachten, die die Mitwirkung an 
der Durchführung einer nach Absatz 1 Satz 1 an­
geordneten Kontrolle verweigern, ist in der Regel 
davon auszugehen , dass Suchtmittelfreiheit nicht 
gegeben ist. 

(3) Wird Suchtmittelmissbra uch festgestellt , kön­
nen die Kosten der Maßnahmen den betroffenen 
U ntergebrachten a uferlegt werden." 

14 . In § 81 Absatz 2 Satz 3 werden die Wörter „auf dem 
Weg in eine andere Einrichtung" durch di e Wörter ,,, 
d ie während der Verlegung in eine andere Vollzugs­
a nstalt begangen wird," ersetzt. 

15 . Dem§ 85 Absatz 4 wird folgender Satz angefügt: 

,, Insbesondere ist im Rahm en der baulichen Gege­
benhei ten für eine kindgerechte Ausgestaltung der 
Besuchsräume und Wartebereiche zu sorgen." 

16. § 90 wird wie folgt geä ndert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geä ndert: 

aa) In Satz 1 wird das Wort „ist" durch das Wort 
„soll" und das Wort „s icherzustellen" durch 
die Wörter „sichergestellt werden" ersetzt. 

bb) Satz 2 wird aufgehoben. 

b) In Absatz 2 werden die Wörter „im Sinne des 
Krankenpflegegesetzes" durch die Wörter „oder 
Pflegefachkräften" ersetzt. 

17. § 102 wird wie folgt geändert: 

a ) In der Überschrift wird das Wort ,,, Berichts­
pflich t " gestrichen. 

b) Die Absatzbezeichnung ,, (l) " wird gestrichen . 

c) Absatz 2 wird aufgehoben . 
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Artikel 5 
Änderung des Untersuchungshaftvollzugsgesetzes 

Nordrhein-Westfalen 

Das Untersuchungshaftvollzugsgesetz Nordrhein-West­
fa len vom 27. Oktober 2009 (GV. NRW. S. 540), das zu­
letzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 2. Juli 2019 (GV. 
NRW. S. 339) geändert worden is t , wird wie folgt geä n­
dert: 

1. In der Inhaltsü bersicht wird die Angabe zu § 37 wie 
fo lgt gefasst: 

,,§ 37 Betreuung, Unterr ichtung und Auswahlverfah­
ren" . 

2. In § 2 Absatz 2 wird nach dem Wort „Behinderung" 
das Wort „und" durch ein Komma ersetzt und nach 
dem Wort „Identität" werden die Wörter „sowie die 
fa miliären und sozia len Beziehungen" eingefügt . 

3. § 6 Absa tz 4 Satz 2 wird wie folgt gefasst : 

„Ausnahmen sind nur zulässig, wenn die betroffenen 
Untersuchungsgefangenen einwilligen und die An­
wesenheit anderer Gefangener unbedingt erforder­
lich ist." 

4. In § 9 Absatz 1 Satz 2 werden die Wörter „nach dem 
Signaturgesetz" gestrichen. 

5. § 10 Absatz 2 Nummer 3 wird wie folgt gefasst : 

,, 3. dies aus Gründen der Anstaltsorgan isation erfor­
derli ch ist, wobei der Zeitraum der gemeinsa men 
Unterbringung für die einzelnen Untersuchungs­
gefa ngenen vier Mona te nicht überschreiten 
soll ,". 

6. In § 11 Absatz 2 Satz 2 wird nach dem Wort „der " 
das Wort „jeweiligen" und nach dem Wort „deren" 
das Wort „jeweiliger" eingefügt . 

7. § 13 wird wie folgt geä ndert: 

a) Absatz 1 wird aufgehoben . 

b) Absatz 2 wird Absatz 1 und wie folgt gefasst: 

,,(1) Untersuchungsgefangenen soll auf Nach­
frage eine Arbeit oder eine sonstige Tätigkeit 
angeboten werden, die ihre körperli chen und 
geistigen Fähigkeiten sowie ihre Interessen be­
rücksichtigt. Ihnen kann auch eine arbeitsthera­
peutische Maßnahme oder ei ne Hilfstätigkeit an­
geboten werden, soweit dies a ngeze igt ist." 

c) Absatz 3 wird Absatz 2 und wie folgt geändert: 

aa ) In Satz 1 werden d ie Wörter „Arbeit , sonsti ­
gen" gestrichen, die Wörter „ein Arbeitsent­
gelt" durch die Wörter „eine Vergütung" und 
das Wort „das" durch das Wort „welche" er­
setzt. 

bb) In Satz 4 wird das Wort „Justizministeri um" 
durch di e Wörter „für Justi z zuständige Mi­
nisterium" ersetzt. 

d) Absatz 4 wird Absatz 3 und in Satz 3 wird die 
Angabe „3" durch die Angabe „2" ersetzt. 

e) Nach dem neuen Absa tz 3 wird folge nder Ab­
sa tz 4 eingefügt: 

,, (4) § 29 Absatz 5 des Strafvollzugsgesetzes 
Nordrhein-Westfalen gilt entsprechend ." 

f) In Absatz 5 Satz 2 wird die Angabe „3" durch die 
Angabe „2" ersetzt. 

g) In Absatz 6 Satz 1 wird die Anga be „3 und 4" 
durch die Angabe „2 und 3" ersetzt . 

8. In § 17 Absatz 2 Satz 3 wird nach den Wörtern „na­
mentlich der" das Wort „Besuchstage," eingefügt. 

9. § 26 Absatz 1 wird wie folgt geändert : 

a) Nach Satz 2 wird fo lgender Satz eingefügt : 
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„Der Zuga ng einer Person zu einer Anstalt kann 
aus Gründen der Sicherheit oder Ordnung von 
ihrer Durchsuchung ab hängig gemacht werden." 

b) In dem neuen Satz 4 wird nach dem Wor t „ist " 
das Wort „z udem" eingefügt . 

10. § 36 wird wie folgt geändert : 

a ) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

,,(3) Hinsichtlich der Trennung minderjähriger 
Untersuchungsgefangener gilt § 89c Absatz 2 des 
Jugendgerichtsgesetzes in der Fassung der Be­
kanntmachung vom 11. Dezember 1974 (BGBl. I 
S. 3427) in der jeweils geltenden Fassung." 

b) Absatz 4 wird aufgehoben. 

11. § 37 wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift werden nach dem Komma die 
Wörter „Unterrichtung und" eingefügt. 

b) Dem Absa tz 1 wird folgender Satz angefügt : 

,, Für die Unterrichtung von minderjährigen Un­
tersuchungsgefangenen g ilt § 70a Absatz 3 des 
Jugendgerichtsgesetzes." 

12. In § 38 Absa tz 2 werden die Wörter „in der Fassung 
der Bekanntmachung vo m 11. Dezember 1974 
(BGBl. I S. 3427) in der jeweils geltenden Fassung" 
gestrichen. 

13. § 45 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Sa tz 1 wird das Wort „ist" durch das Wort 
„soll " und das Wort „sicherz ustellen" durch 
die Wörter „sichergestellt werden" ersetzt . 

bb) Satz 2 wird aufgehoben. 

b) In Absa tz 2 werden die Wörter „im Sinne des 
Krankenpflegegesetzes vom 16. Juli 2003 (BGBl. I 
S . 1442) in der jeweils geltenden Fassung" durch 
die Wörter „oder Pflegefachkräften" ersetzt. 

14. Dem§ 51 Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 

,,Insbesondere ist im Rahmen der baulichen Gege­
benheiten für eine kindgerechte Ausgestaltung der 
Besuchsräume und Wartebereiche zu sorgen." 
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Artikel 6 
Änderung des Justizvollzugsdatenschutzgesetzes 

Nordrhein -Westfalen 

Das Justizvollzugsdatenschutzgesetz Nordrhein-Westfa­
len vom 12. Oktober 2018 (GV. NRW. S . 555) wird wie 
folgt geändert: 

1. In der Inhaltsübersicht wird nach der Angabe zu 
§ 25 folgende Angabe eingefügt : 

,,§ 25a Maßna hmen zur Detektion von unbemannten 
Luftfahrtsystemen und Flugmodellen". 

2 . In § 2 Nummer 1 Buchstabe a wird nach dem Wort 
„Jugendarrest" das Wort 

,,, Strafarrest" eingefügt. 

3. § 12 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 5 wird nach dem Wort „Entscheidun­
gen" das Wort „oder" durch ein Komma ersetzt. 

b) In Nummer 6 wird nach dem Wort „Strafen" das 
Wort „oder" eingefügt. 

c) Folgende Nummer 7 wird angefügt: 

„7. für die Zusammenarbeit mit der oder dem 
Beauftragten für den Opferschutz des Landes 
Nordrhein-Westfa len im Rahmen ihrer oder 
seiner Unterstützung von Opfern bei der 
Wahrnehmung der Ansprüche nach § 16". 

4 . § 13 Absatz 2 wird wie folgt geändert : 

a) In Nummer 9 wird das Wort „oder" durch ein 
Komma ersetzt. 

b) In Nummer 10 wird nach dem Wort „Forderun­
gen" das Wort „oder" eingefügt. 

c) Folgende Nummer 11 wird angefügt: 

,, 11. di e Zusammenarbeit mit der oder dem Be­
auftragten für den Opferschutz des Landes 
Nordrhein-Westfalen im Rahmen ihrer oder 
seiner Unterstützung von Opfern bei der 
Wahrnehmung der Ansprüche nach§ 16". 

5. In § 15 Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe b wird die 
Angabe „5" d urch die Angabe „6" ersetzt. 

6. § 16 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 6 wird folgender Absatz 7 ei ngefügt : 

,, (7) Das für Justiz zuständige Ministerium darf 
der oder dem Beauftragten für den Opferschutz 
des Landes Nordrhein-Westfal en auf schriftli­
chen oder elektronischen Antrag im Rahmen ih­
rer oder seiner Unterstützung von Opfern bei der 
Wahrnehmung der Ansprüche nach dieser Vor­
schrift unmittelbar die im Einzelfall zuständigen 
Ansprechpartnerinnen und Ansprechpartner für 
Opferbelange bei den Justizvollzugseinrichtun­
gen mitteilen." 

b) De r bisherige Absatz 7 wird Absatz 8 und wie 
folgt geändert: 

aa) Das Wort „und" wird durch das Wort „sowie" 
ersetzt. 

bb) Nach der Angabe „6" wird die Anga be „und 
7" eingefügt. 

7. § 20 Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 3 wird der Punkt am Ende durch die Wör­
ter „und teilt der Anstalt das Ergebnis der Über­
prüfung, insbesondere abweichende Da ten , un­
verzüglich mit." ersetzt. 

b) Satz 4 wird aufgehoben. 

8. In § 24 Absatz 7 Satz 1 wird die Angabe „50 " durch 
die Angabe „51" und die Angabe „27" durch die An­
gabe „28" ersetzt. 

9. Nach§ 25 wird folgender§ 25a eingefügt: 

,, § 25a 

Maßnahmen zur Detektion von unbemannten 
Luftfahrtsystemen und Flugmodellen 

(1) Die Anstalt darf technische Gerä te betreiben , die 

1. das Auffinden von Geräten zum Betrieb von un­
bema nnten Luftfahrtsystemen und Flugmodellen 
in einem Detektionsradius von bis zu 100 Metern 
zur jeweiligen Anstalt ermöglichen, 

2. Frequenzen stören oder unterdrücken , die dem 
Betrieb von unbemannten Luftfahrtsystemen und 
Flugmodellen im Detektionsradius dienen. 

(2) Frequenznutzungen außerha lb des Ansta ltsge­
ländes dürfen nicht erheblich gestört werden. Die 
Anstalt hat die von der Bundesnetzagentur gemäß 
§ 55 Absatz 1 Sa tz 1 des Telekommunikationsgeset­
zes vom 22. Juni 2004 (BGBl. I S. 1190) in der jeweils 
geltenden Fassung festgelegten Ra hmenbedingungen 
einzuhalten." 

10. § 33 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 2 werden nach dem Wort „erfor­
derlich" die Wörter „oder für die Aufgabenerfül­
lung der Vollzugsbehörde unerlässli ch" eingefügt. 

b) In Absatz 2 Satz 1 und 2, Absatz 3 Satz 1 und 
Absatz 5 in dem Satzteil vor Nummer 1 wird je­
weils die Anga be „5" durch die Angabe „6" er­
setzt. 

11. Dem§ 38 Absatz 2 wird folgend er Satz angefügt: 

„Eine Benachrichtigung unterbleibt ferner, wenn der 
Aufwa nd der Benachr ichtigung außer Verhältnis 
zum Schutzzweck steht und keine Anhaltspunkte 
dafür bestehen, dass überwiegende schutzwürdige 
Interessen der betroffenen Person beeinträchtigt 
werden ." 
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12. Dem§ 47 Absatz 2 wird folgender Satz angefügt: 

,,In außergewöhnlichen Umständen kann ein Verfah­
ren im Sinne von Satz 1 spätestens bis zum 5. Mai 
2026 angepasst werden, wenn sonst schwerwiegende 
Schwierigkeiten für den Betrieb dieses automatisier­
ten Verarbeitungssystems entstehen würden." 
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Artikel 7 
Änderung des Justizgesetzes Nordrhein-Westfalen 

In § 10a Satz 3 des Justizgesetzes Nordrhein-Westfalen 
vom 26. Januar 2010 (GV. NRW. S. 30) , das zuletzt durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 23. Februar 2022 (GV. NRW. 
S. 254) geändert worden ist, werden die Wörter „Landge­
richt Führungsaufsichtsstelle" durch die Wörter „Land­
gericht .. . Führungsaufsichtsstelle" ersetzt." 

Artikel 8 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft . 

Düsseldorf, den 13. April 2022 

Die Landesregierung Nordrhein-Westfalen 

Der Ministerpräsident 

Hendrik W ü s t 

Für den Minister für Kinder, Familie, 
Flüchtlinge und Integration sowie 

Für die Ministerin für Schule und Bildung 

Der Minister für Wirtschaft, Innovation, 
Digitalisierung und Energie 

Prof. Dr. Andreas P i n k w a r t 

Der Minister des Innern 

Zugleich für den Minister der Finanzen sowie 

Für den Minister für Arbeit, Gesundheit und Soziales 

Herbert R e u 1 

Der Minister der Justiz 

Peter B i e s e n b a c h 

- GV. NRW. 2022 S. 543 
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